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Länderbeteiligung - Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürli-

chen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtli-

chen Eingriffsregelung (NatInfG). 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Rahmen der Länderanhörung bitten wir folgende Punkte mit aufzuneh-

men: 

 

Zu Art. 1 Nr. 2 b: 

 

Beim Neuen Absatz 1a wird gebeten, in Nr. 2 statt „Aktionsprogramm Na-

türlicher Klimaschutz gefördert wird“ zu formulieren „sofern die Wieder-

vernässung aus Mitteln des Sondervermögens für Infrastruktur und Kli-

maneutralität gefördert wird“.  

 

 Begründung: Die Festlegung auf das Aktionsprogramm Natürlicher 

Klimaschutz erscheint zu eng. Ob etwas im überragenden öffentlichen Inte-

resse liegt, sollte der Gesetzgeber entscheiden und nicht im Rahmen der 

Ausgestaltung eines Förderprogramms festgelegt werden. Dies wäre 
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insbesondere deshalb problematisch, weil die Regelung als allgemeiner 

Grundsatz des Naturschutzes ausgestaltet werden soll.  

 

 

Zu Art. 1 Nr. 2 c: 

In der Begründung sollte ergänzt werden, dass das „Entwickeln“ der Wälder 

einen klimaangepassten Waldumbau einschließt. 

 

 

Zu Art. 1 Nr. 3 b): 

Es bestehen Bedenken, wenn in Absatz 4 vorsieht: „Geeignete Grundflächen 

sollen für Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege bereitge-

stellt werden“. Hier wäre zum einen eine genauere Bestimmung des Adres-

satenkreises erforderlich, der hier der Sollregelung unterfallen soll. Soll dies 

die öffentliche Hand sein, würde dies nach allgemeinem Verständnis den ge-

samten öffentlichen Sektor, also die Gebietskörperschaften (Bund, Länder, 

Gemeinden), Sozialversicherungen und andere Körperschaften des öffentli-

chen Rechts einschließen. Dies wird als zu weit gehend eingestuft. 

 

Soweit in der Begründung angenommen wird, dass schon das Infragekom-

men für einen Flächentausch zu einer Eignung führt, wird dies als zu weit 

gehend angesehen und gebeten, dies nochmals zu prüfen. Dies würde letzt-

lich jede Fläche betreffen, denn es gibt keine Abgrenzungskriterien. Weiter-

hin wird gebeten klarzustellen, das Flächen nicht geeignet sind, solange 

diese zur Erfüllung von Aufgaben der öffentlichen Hand – auch über die 

Funktionssicherung des § 4 hinaus – genutzt und benötigt werden. Z.B. 

staatlichen Flächen für (staatliche) land- und forstwirtschaftliche Forschung 

wären sonst möglicherweise für Zwecke des Naturschutzes bereitzustellen. 

Weiterhin wäre klarzustellen, dass insbesondere Körperschaftswald auf-

grund der bestehenden waldrechtlichen Verpflichtungen bereits Natur-

schutzzwecken dient.  
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Zu Art. 1 Nr. 5 a: 

Es wird gebeten, bei der Ausnahme von der Eingriffsregelung auch die An-

lage und Bewirtschaftung von Agroforstsystemen auf Intensivgrünland ein-

zuschließen. Dieses ist in der ökologischen Wertigkeit regelmäßig mit 

Ackerland vergleichbar. 

Zudem bitten wir § 30 Abs. 5 BNatSchG dahingehen zu ergänzen, dass ge-

setzlich geschützte Biotope, die auf Flächen von nach [Datum des Inkrafttre-

tens des Gesetzes] angelegten Agroforstsystemen entstanden sind, ebenfalls 

in die Ausnahmeregelung einbezogen werden. 

Es wird angeregt, bei der Beseitigung von nach dem [Datum des Inkrafttre-

tens des Gesetzes] angelegten Agroforstsystemen als nachfolgende Nutzung 

auch die Aufnahme sonstiger im Vergleich zu einer vorherigen Nutzung 

ökologisch günstiger zu bewertenden landwirtschaftlichen Nutzungen zu er-

möglichen. 

 

Zu Art. 1 Nr. 5 b: 

Es wird vorgeschlagen, §15b Absatz 2 zu ergänzen und einen zweiten Satz 

neu einzufügen: 

„Die Länder können festlegen, dass land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

jeglicher Rechtsform auf ihren Betriebsflächen die Verantwortung für Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen übernehmen können.“ 

 

Es wird gebeten in der Begründung ausdrücklich klarzustellen, dass dies 

auch Verkehrssicherungsmaßnahmen im Wald entlang von Verkehrswegen 

erfasst.  

 

Weiterhin wird gebeten, in der Begründung zum ergänzten Absatz 5 klarzu-

stellen, dass die Ausnahme bei „Durchführung von Maßnahmen zur ökolo-

gischen Verbesserung“ allgemein gilt, wenn eine Maßnahme (z.B. Wieder-

vernässung von Moorböden“) in der Gesamtbilanz zu einer ökologischen 

Verbesserung führt und damit alle zur Durchführung der Maßnahmen not-

wendigen Einzelschritte keinen Eingriff darstellen. 
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Zu Art. 1 Nr. 6c: 

Gegen die Auf- bzw. Abschläge beim Kompensationsbedarf bestehen Be-

denken dahingehend, ob dies mit der Eigentumsgarantie vereinbar ist, da die 

Auf- und Abschläge nicht an die besondere Situation der konkreten Eigen-

tumsflächen anknüpfen. Wir bitten dies nochmals zu prüfen. Z.B. kann die 

Situation von Flächen in einem Natura-2000-Gebite höchst unterschiedlich 

sein und es erscheint problematisch, hier pauschalierend einen Aufschlag 

von 20 % beim Kompensationsbedarf vorzusehen. Ein erhöhter Kompensa-

tionsbedarf führt zu einem erhöhten Flächenverbrauch und verschärft damit 

die Flächenknappheit auch im Hinblick auf eine landwirtschaftliche Nut-

zung.  

 

Zu Art. 1 Nr. 12: 

Soweit vorgesehen ist, dass nach § 21 Abs. 4 BNatSchG die erforderlichen 

Kernflächen vollständig, Verbindungsflächen und Verbindungselemente 

überwiegend durch Erklärung zu geschützten Teilen von Natur und Land-

schaft im Sinne des § 20 Absatz 2 rechtlich zu sichern sind, bitten wir dies 

nochmals zu überprüfen. Der Begriff der Kernfläche ist nicht hinreichend 

bestimmt, um hieran eine gesetzliche Verpflichtung zur Unterschutzstellung 

zu knüpfen. Eine Legaldefinition des Begriffs besteht nicht. Soweit die Ge-

setzesbegründung (BT-Drs. 14/6378, 38) Kernflächen als Flächen versteht, 

die durch ihre Ausstattung mit belebten und unbelebten Elementen qualitativ 

und quantitativ geeignet sind, die nachhaltige Sicherung der standorttypi-

schen Arten und Lebensräume sowie Lebensgemeinschaften zu gewährleis-

ten erscheint dies nicht ausreichend konkret, um darauf eigentumsbeschrän-

kenden Unterschutzstellung zu stützen. Die Regelung fände zudem ihren 

Anwendungsbereich dort, wo Flächen des Biotopverbundes noch nicht im 

Sinne des § 20 Abs. 2 unter Schutz gestellt sind und betrifft damit Flächen, 

bei denen man bislang eine Unterschutzstellung offenkundig für nicht erfor-

derlich oder nicht angemessen gehalten hat. Mit einer gesetzlichen Ver-

pflichtung wäre aber trotz relevanter entgegenstehender Gründe eine Unter-

schutzstellung vorzunehmen. Dies wird kritisch gesehen. 
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Es sollte nach Möglichkeit in der Regelung oder aber jedenfalls in der Be-

gründung klargestellt werden, dass die Voraussetzungen für die jeweiligen 

Schutzkategorien nach § 20 Abs. 2 jeweils vorliegen müssen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

gez.  

Ministerialrat 
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